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S. 3483) tritt das Gesetz am 28.5.2022 in Kraft. Eine 
Übergangsregelung ist nicht vorgesehen, sodass wir 
davon aus gehen, dass die Verhängung eines Bußgeldes 
grundsätzlich für die Verwendung von Allgemeinen 
Geschäfts bedingungen ab dem 28.5.2022 in Betracht 
kommt.

4. Fazit
U. E. wird die Verhängung von Bußgeldern in der Praxis 
des Bauträgervertragsrechts eine untergeordnete Rolle 
spielen, da schon selten ein „weitverbreiteter Verstoß“ 
oder ein „weit verbreiteter Verstoß mit Unions-Dimen-
sion“ i. S. d. CPC-VO vorliegen dürfte. Zudem kommen 
allenfalls bei Verstößen gegen § 309 BGB Bußgelder in 
Betracht, die entgegen der Behauptung des Online-Bei-
trags nicht min destens, sondern gemäß Art. 246e §  1, 
§  2 Abs. 2 EGBGB höchstens 4 % des Jahresumsatzes 
betragen dürfen. Inwiefern die Behörden in den Fällen, 
in denen die Tatbestandsvoraussetzungen vorliegen, tat-
sächlich Bußgelder verhängen werden, vermö gen wir 
freilich nicht abzuschätzen.

BGB § 2309 
Pfl ichtteilsberechtigung der Enkelkinder bei 
Pfl ichtteilsentziehung und Enterbung des 
Sohnes 

I. Sachverhalt
Der Vater V hat einen Sohn S. S hat wiederum Ab-
kömmlinge, die (aus Sicht des V) Enkelkinder E. S ist 
wegen versuchten Mordes rechtskräftig zu einer mehr-
jährigen Freiheitsstrafe (ohne Bewährung) verurteilt 
worden. V hat S in seinem Testament enterbt, indem er 
einen anderen Erben eingesetzt hat; zugleich hat V dem 
S den Pfl ichtteil wirksam entzogen. 

II. Frage
Sind infolge der Enterbung und Entziehung des Pfl icht-
teils des S nunmehr dessen Abkömmlinge (die Enkel-
kinder E) pfl ichtteilsberechtigt? 

III. Zur Rechtslage
1. Pfl ichtteilsentziehung
Im vorliegenden Fall kommt eine Pfl ichtteilsentzie-
hung nach §  2333 Abs. 1 Nr. 4 BGB in Betracht. 
Danach kann dem Abkömmling der Pfl ichtteil entzo-
gen werden, wenn er wegen einer vorsätzlichen Straf-
tat zu einer Freiheitsstrafe von mindestens einem Jahr 
ohne Bewährung rechtskräftig verurteilt worden und 
die Teilhabe des Abkömmlings am Nachlass des-
halb für den Erblasser unzumutbar ist. Wir unterstel-
len, dass vorstehend die Tatbestandsvoraussetzungen 
erfüllt sind. 

Ist ein Pfl ichtteilsentziehungstatbestand verwirklicht 
und wird die Pfl ichtteilsentziehung auch formwirk-
sam (vgl. § 2336 BGB) vorgenommen, führt dies zum 
Erlöschen sämtlicher Pfl ichtteilsrechte, die dem betref-
fenden Abkömmling zustehen können (vgl. BeckOK-
BGB/Müller-Engels, Std.: 1.8.2021, §  2333 Rn. 30). 

Die Pfl ichtteilsentziehung, der verbreitet ein gewisser 
„Verwirkungs- oder Strafgedanke“ zugeordnet wird (vgl. 
nur MünchKommBGB/Lange, 8. Aufl . 2020, §  2333 
Rn. 2), wirkt sich allerdings nur auf den Pfl ichtteils-
berechtigten selbst aus, nicht etwa auf den ganzen 
Stamm. Dies folgt bereits aus der Formulierung des 
§  2333 BGB sowie aus dem Umstand, dass eine dem 
§  2349 BGB entsprechende Vorschrift (ausnahmswei-
se Erstreckung der Wirkungen eines Verzichtsvertrages 
auf die Abkömmlinge) für die Pfl ichtteils entziehung 
fehlt. 

2. Pfl ichtteilsberechtigung der Enkel
Folge der Pfl ichtteilsentziehung ist, dass Abkömm-
linge des betreff enden Abkömmlings nach Maßgabe 
des §  2309 BGB an seine Stelle treten können (vgl. 
BeckOK-BGB/Müller-Engels, §  2333 Rn. 30; 
BeckOGK-BGB/Rudy, Std.: 1.4.2021, § 2333 Rn. 50; 
MünchKommBGB/Lange, § 2336 Rn. 18). 

Das Vorliegen eigener Pfl ichtteilsansprüche der ent-
fernter Berechtigten (hier: Enkel) ist aller dings keine 
Automatik. Vielmehr müssen die Voraussetzungen des 
§ 2309 BGB erfüllt sein. 

§ 2309 BGB bestimmt, dass entferntere Abkömmlinge 
(sowie die Eltern des Erblassers) insoweit nicht pfl icht-
teilsberechtigt sind, als ein Abkömmling, der sie im 
Falle der gesetzlichen Erbfolge ausschließen würde, den 
Pfl ichtteil verlangen kann oder das ihm Hinterlassene 
annimmt. Sinn und Zweck der Vorschrift ist es in erster 
Linie, eine Vervielfältigung der Pfl ichtteilslast durch 
Mehrfachbegünstigung desselben Stammes zu verhin-
dern (vgl. BeckOK-BGB/Müller-Engels, § 2309 Über-
blick vor Rn. 1). 

Da § 2309 BGB keinen eigenständigen Pfl ichtteilsan-
spruch begründet, sondern nur eine nach § 2303 BGB 
an sich gegebene Pfl ichtteilsberechtigung einschränkt, 
müssen für die Pfl icht teilsberechtigung der entfernteren 
Abkömmlinge zwei Tatbestandsvoraussetzungen er-
füllt sein:

(1) Der Antragsteller muss aus eigenem Recht pfl icht-
teilsberechtigt sein.

(2) Der näher Pfl ichtteilsberechtigte kann weder einen 
Pfl ichtteil verlangen, noch hat er das ihm u. U. Hin-
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terlassene angenommen (vgl. BeckOK-BGB/Müller-
Engels, § 2309 Rn. 3). 

Die zweite Tatbestandsvoraussetzung ist vorliegend 
o. W. gegeben, da Sohn S aufgrund der – unterstellt 
– wirksamen Pfl ichtteilsentziehung keinen eigenen 
Pfl ichtteilsanspruch geltend machen kann.

Eine Pfl ichtteilsberechtigung aus eigenem Recht hat 
der entfernter Berechtigte aufgrund seines Ausschlusses 
von der gesetzlichen Erbfolge (hier: durch Verfügung 
des Erblassers von Todes wegen) nur dann, wenn der 
zur Zeit des Erbfalls lebende näher Berechtigte (hier: S) 
aufgrund einer gesetzlichen Fiktion als nicht vorhanden 
gilt, etwa weil er die Erbschaft aus geschlagen (§ 1953 
Abs. 1 BGB), einen Erbverzicht (§ 2346 Abs. 1 BGB) 
geleistet hat oder er für erbunwürdig (§ 2344 Abs. 1 
BGB) erklärt wurde (BeckOK-BGB/Müller-Engels, 
§  2309 Rn. 4; vgl. auch BeckOGK-BGB/Obergfell, 
Std.: 1.12.2021, § 2309 Rn. 3, 4 ff .). Alle drei Tatbe-
stände sind vorliegend nicht erfüllt.

Ob auch der Fall der Enterbung (§  1938 BGB) den 
o. g. drei Fällen gleichgestellt werden kann, war um-
stritten. Der BGH hat jedoch im Jahr 2011 in einem 
vielbeachteten Urteil ent schieden, dass auch der Ent-
erbung eine Vorversterbensfi ktion analog §§  1953 
Abs. 2, 2344 Abs. 2, 2346 Abs. 1 S. 2 BGB zukomme, 
was dazu führe, dass damit dem entfernter Berechtig-
ten aufgrund des Eintrittsrechts nach §  1924 Abs.  3 
BGB ein gesetzliches Erbrecht zustehe (BGHZ 189, 
171, 177 = ZEV 2011, 366 = DNotZ 211, 866 m. zust. 
Anm. Lange). 

Der Meinungsstreit, ob auch die Enterbung vom Tatbe-
stand des § 2309 BGB umfasst ist, wirkt sich normaler-
weise nicht aus, da im Falle der Enterbung im Regelfall 
dem näher Pfl ichtteilsberechtigten sein Pfl ichtteilsan-
spruch zusteht und deshalb ein Pfl ichtteilsanspruch 
des entfernter Berechtigten nach §  2309 Var. 1 BGB 
ausgeschlossen ist. Dieser Meinungsstreit wird aber be-
deutsam, wenn der näher Berechtigte im konkreten Fall 
seinen Pfl ichtteilsanspruch nicht geltend machen 
kann, etwa weil er pfl ichtteilsunwürdig ist (§  2345 
Abs. 2 BGB), einen Pfl ichtteilsver zichtsvertrag ohne Er-
streckungswirkung nach § 2349 BGB abgeschlossen hat 
oder – wie in dem vom BGH entschiedenen Fall – wenn 
dem enterbten näher Berechtigten zugleich wirksam 
der Pfl ichtteil nach § 2333 BGB entzogen worden ist. 
Denn unter Zugrunde legung der BGH-Ansicht führt 
diese Konstellation dann zu einer konkreten Pfl icht-
teilsberechtigung der ent fernter Berechtigten, etwa der 
Enkel (vgl. BGH DNotZ 2011, 866; BeckOK-BGB/
Müller-Engels, § 2309 Rn. 9 m. w. N.). 

Demzufolge käme man auch im vorliegenden Fall im 
Anschluss an die Entscheidung des BGH zum Ergebnis, 
dass infolge wirksamer Pfl ichtteilsentziehung in Bezug 
auf den Sohn dessen Abkömmlinge konkret pfl ichtteils-
berechtigt worden sind. 

Allerdings bleibt zu berücksichtigen, dass es sich im 
Falle der BGH-Entscheidung um eine ausdrückli-
che Enterbung des Abkömmlings (vgl. § 1938 BGB) 
handelte und der Abkömmling nicht nur – wie hier 
– aufgrund der positiven Erbeinsetzung eines Dritten 
enterbt worden ist. Ob auch der letztere Fall gleichzu-
stellen ist, hat der BGH in seiner Entscheidung aus-
drücklich dahinstehen lassen (BGH ZEV 2011, 366, 
367 m. w. N.). In der Literatur wird dies eher abge-
lehnt, da die Übergehung im Gegensatz zur ausdrück-
lichen Enterbung die gesetzliche Erbfolge unberührt 
lasse (so Staudinger/Otte, BGB, 2015, § 2309 Rn. 28; 
BeckOK-BGB/Müller-Engels, §  2309 Rn. 8.2; of-
fen MünchKommBGB/Lange, §  2309 Rn.  13). De-
fi nitiv geklärt ist diese Rechtsfrage aber bislang noch 
nicht.

Im konkreten Fall konnte der BGH die Frage dahinste-
hen lassen, da er der Pfl ichtteilsentziehung zugleich eine 
(ausdrückliche) Enterbung i. S. v. § 1938 entnommen 
hat (Rn. 22 der genannten Entscheidung). Schließt man 
sich dem für den vorliegenden, insoweit vergleichbaren 
Fall an, käme man auch hier im Ergebnis dazu, dass die 
Enkel pfl ichtteilsberechtigt sind. 
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